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Bei den Beratungen über das ÖV-Programm zeigte sich, dass der Kanton Basel- Land dieses ein halbes Jahr 
früher verabschiedet als Basel-Stadt. Der Landrat hat zudem die Kompetenz, Leistungen verbindlich zu 
beschliessen. Der Grosse Rat behandelt das ÖV-Programm immer zeitnah an der kommenden Vierjahresperiode 
und hat zudem nur die Möglichkeit das ÖV-Programm zu genehmigen, die Leistungen legt aber der 
Regierungsrat fest. 

Diese Situation führt dazu, dass Basel-Land bezüglich grenzüberschreitender Linien den "Takt" vorgibt und 
Basel-Stadt dies wohl oder übel nachvollziehen, muss um Unstimmigkeiten zu vermeiden. Dies entspricht nicht 
dem regionalen Gedanken, grenzüberschreitende Probleme und Aufgaben gemeinsam zu lösen. 

Für eine erspriessliche Zusammenarbeit beim öffentlichen Verkehr soll die Koordination und Anpassung des 
Angebots auch auf parlamentarischer Ebene erfolgen. Deshalb soll das öV-Gesetz entsprechend angepasst 
werden. 

Die Unterzeichnenden bitten die Regierung, binnen Jahresfrist eine Anpassung des ÖV-Gesetzes dem Grossen 
Rat vorzulegen mit dem Inhalt: 

− Das ÖV-Programm ist dem Grossen Rat spätestens 1 Jahr vor Beginn der nächsten Planungsperiode 
vorzulegen. 

− Veränderungen im Angebot von grenzüberschreitenden Linien und die Schaffung von neuen Angeboten 
sind partnerschaftlich von den jeweiligen Parlamenten und im Gleichschritt zu behandeln. 

− §4 Abs. 2 soll wie folgt angepasst werden: "Das ÖV-Programm wird dem Grossen Rat zur 
Beschlussfassung (statt Genehmigung) vorgelegt." 

− §4 Abs. 3 soll sinngemäss ergänzt werden, dass während der Laufzeit des jeweils gültigen ÖV-Programms 
Anpassungen des Angebot im Rahmen des Globalbudgets durch den Grossen Rat (statt Regierungsrat) 
beschlossen werden. 
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